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Tagesordnungen 
 

des Rates, seiner Ausschüsse, 
der Bezirksvertretungen und Beiräte 

 
In der 27. KW 2024 

finden folgende Sitzungen statt: 
 
 
a) Rat der Stadt:        keine Sitzung 
 
 
b) Ratsausschüsse:     
 
Rechnungsprüfungsausschuss 
Mittwoch, 03.07.2024, 13.00 Uhr 
Ratssaal, Rathaus, Friedensplatz 1, 44135 Dortmund 
 
Nicht öffentliche Sitzung 
 
1  Regularien 
1.1  Benennung eines Ausschussmitgliedes zur Mit-

unterzeichnung der Niederschrift 
1.2  Hinweis auf das Mitwirkungsverbot gem. §§ 31 

und 43 Abs. 2 GO NRW 
1.3  Feststellung der Tagesordnung 
2  Sonstiges 
2.1  Prüfung von Vaterschaftsanerkennungsverfahren 

Vorlage: 35516-24 
Kenntnisnahme  

2.2  Erlaubnisverfahren nach dem Denkmalschutzge-
setz 
Vorlage: 35486-24 
Kenntnisnahme  

 
Roland S p i e ß 

Vorsitz 
 
 
c) Bezirksvertretungen: 
 
Bezirksvertretung Aplerbeck 
Dienstag, 02.07.2024, 15.00 Uhr 
Bezirksverwaltungsstelle Aplerbeck Sitzungssaal, 
Aplerbecker Marktplatz 21, 44287 Dortmund 
 
Öffentliche Sitzung 
 
1  Regularien 
1.1  Hinweis auf das Mitwirkungsverbot gem. §§ 31 

und 43 Abs. 2 GO NRW 
1.2  Benennung eines BV-Mitgliedes zur Mitunter-

zeichnung der Niederschrift 
1.3  Genehmigung der Niederschrift 
1.4  Feststellung der Tagesordnung 

   

2  Einwohnerfragestunde (maximal 30 Minuten) 
3  Berichterstattung 
3.1  Planungsstand Ausbau Huntestraße  

– mündl. Bericht; BE: Tiefbauamt – 
Vorlage: 35524-24 
Beschluss  

4  Anregungen und Beschwerden (Eingaben)  
– nicht besetzt 

5  Finanzen und Liegenschaften 
5.1  Haushaltsmittel der Bezirksvertretung Aplerbeck 

2024  
– mündl. Bericht; BE: Verwaltungsstellenleiter 
Vorlage: 35518-24 
Beschluss  

6  Bürgerdienste und öffentliche Ordnung  
– nicht besetzt 

7  Schulen  
– nicht besetzt 

8  Kultur, Sport und Freizeit  
– nicht besetzt 

9  Soziales, Familie und Gesundheit  
– nicht besetzt 

10  Kinder und Jugend  
– nicht besetzt 

11  Umwelt, Stadtgestaltung, Wohnen und Immo-
bilien  
– nicht besetzt 

12  Mitteilungen 
12.1  Instandsetzung der Treppe zwischen den Häu-

sern Busenbergstraße 37 und 39 in Berghofen  
– Antrag SPD-Fraktion – 
Vorlage: 32367-23/1 
Kenntnisnahme  

12.2  Abfallbehälter für Hundekot  
– Tunnelpark Berghofen  
– Antrag SPD-Fraktion 
Vorlage: 33553-23/7 
Kenntnisnahme  

12.3  Zebrastreifen Ruinenstraße bei Hausnummer 42 
Vorlage: 33552-23/1 
Kenntnisnahme  

12.4  Beschlussvorlage Ausbau Obermarkstraße  
– Antrag SPD-Fraktion 
Vorlage: 33196-23/1 
Kenntnisnahme  

12.5  Installation von Hinweisschildern zum Emscher-
verlauf im Stadtbezirk Aplerbeck  
– Antrag Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Vorlage: 27399-23/1 
Kenntnisnahme  

12.6  Einwohnerfragestunde bzgl. Schadstoffmessung 
im Bereich Sparkasse 
Vorlage: 30799-23/2 
Kenntnisnahme  

12.7  Ampel Kreuzung Hörder Straße (B236)/Kleine 
Berghofer Straße  
– Anfrage CDU-Fraktion 
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Vorlage: 31788-23/1 
Kenntnisnahme  

12.8  Straßenbeleuchtung entlang der Straße An der 
Goymark zwischen Schüruferstraße und Berg-
hofer Straße 
Vorlage: 33918-24/1 
Kenntnisnahme  

12.9  Anregung bzgl. Ordnungswidrigkeit Bodieck-
straße 
Vorlage: 32396-23/1 
Kenntnisnahme  

12.10  Bericht über die Ortstermine vom 24.02.2023  
– mündl. Bericht; BE: Bezirksbürgermeister 
Vorlage: 30800-23/1 
Kenntnisnahme  

12.11  Berichterstattung zum Ortstermin vom 
21.09.2023 bzgl. Schweizer Allee und Schürener 
Vorstadt  
– mündl. Bericht; BE: Bezirksbürgermeister 
Vorlage: 33229-23/1 
Kenntnisnahme  

12.12  Einrichtung Bedarfsspur Eisenbahnbrücke Witt-
bräucker Straße 
Vorlage: 31783-23/1 
Kenntnisnahme  

12.13  Ampelbergmännchen für die Ampelanlagen in 
den Stadtteilen Lichtendorf, Sölderholz und 
Sölde  
– Antrag SPD-Fraktion 
Vorlage: 31290-23/1 
Kenntnisnahme  

12.14  Trinkbrunnen auf dem Marktplatz Aplerbeck  
– Antrag SPD-Fraktion 
Vorlage: 31288-23/1 
Kenntnisnahme  

12.15  Verbesserung des Zustands des Verbindungswe-
ges Nagelpötchen  
– Bergparte in Dortmund-Schüren 
Vorlage: 31316-23/1 
Kenntnisnahme  

12.16  Markierungen von Einfahrten in der Schweizer 
Allee  
– Antrag SPD-Fraktion 
Vorlage: 32366-23/1 
Kenntnisnahme  

12.17  Neufassung der Ordnungsbehördlichen Verord-
nung über die Sperrzeit für Schank- und Speise-
wirtschaften, bei Volksfesten und Kirmesveran-
staltungen sowie über den Schutz der Nachtruhe 
in der Stadt Dortmund 
Vorlage: 33006-23/7 
Kenntnisnahme  

12.18  Installierung eines Blitzers an der Sölder Straße 
im Bereich der Caritas-Kindertagesstätte  
– Antrag SPD-Fraktion 
Vorlage: 34231-24/1 
Kenntnisnahme  

12.19  Einrichtung einer Parkverbotszone im Bereich 
der Lindstraße in Dortmund-Schüren 
Vorlage: 26558-22/1 
Kenntnisnahme  

12.20  Anfrage zur Umsetzung der Umwandlung der 
Straße Am Rosenplätzchen und Nathmerich-
straße als Fahrradstraße  
– Anfrage Bündnis 90/Die Grünen – 
Vorlage: 32381-23/2 
Kenntnisnahme  

12.21  Arbeitsprogramm des Tiefbauamtes 
Vorlage: 25248-22/10 
Kenntnisnahme  

12.22  Grenzmarkierung (Zeichen 299 StVO) an der 
Sölder Straße  
– Antrag SPD-Fraktion 
Vorlage: 31777-23/1 
Kenntnisnahme  

12.23  Anregung bzgl. Verkehrsberuhigung Einfahrt 
Hövelteichstraße 
Vorlage: 27384-23/1 
Kenntnisnahme  

12.24  Herrichten des Fußgängerweges zwischen Hos-
bachstraße und Lindstraße  
– Antrag CDU-Fraktion 
Vorlage: 31317-23/1 
Kenntnisnahme  

12.25  Einrichtung eines Fußgängerüberwegs (Zebra-
streifen) im Bereich des Einkaufszentrums "neue 
Schürener Mitte" in Dortmund-Schüren  
– Antrag CDU-Fraktion 
Vorlage: 27409-23/1 
Kenntnisnahme  

12.26  Berichterstattung bzgl. Zebrastreifen Freie-Vo-
gel-Straße/Höhe Seniorenheim Integrad  
– mündl. Bericht; BE: Bezirksbürgermeister – 
Vorlage: 33230-23/1 
Kenntnisnahme  

13  Anfragen  
– nicht besetzt 

14  Antworten auf Anfragen  
– nicht besetzt 
   

 
Die Unterlagen der öffentlichen Sitzung können während 
der allgemeinen Sprechzeiten im Dienstgebäude Apler-
becker Marktplatz 21, Zimmer 17, 44287 Dortmund und 
in der öffentlichen Sitzung eingesehen oder über das In-
ternet (www.dortmund.de) abgerufen werden. 
 
Hinweis:  
 
Der Sitzungsraum ist ebenerdig zugänglich und nutzbar. 
Eine Behindertentoilette ist vorhanden. Falls Sie kommu-
nikative Unterstützung für die Teilnahme an der Sitzung 
benötigen, melden Sie sich bitte telefonisch unter (0231) 
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50-2 93 10, per Fax unter (0231) 50-2 93 37 oder per Mail 
unter cboensmann@stadtdo.de.  
 

Dr. Jan G r a v e r t 
Bezirksbürgermeister 

 
 
d) Beiräte: keine Sitzung 
 
 
Hinweis zur Einsicht in Sitzungsunterlagen 

Die allgemeinen Öffnungszeiten der Stadtverwaltung 
sind: montags bis mittwochs 8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 
bis 15.30 Uhr, donnerstags 8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 
bis 17.00 Uhr, freitags 8.00 bis 12.00 Uhr. 
 
Für die Bezirksverwaltungsstellen gelten folgende Öff-
nungszeiten: montags und dienstags 8.00 bis 12.00 Uhr 
und 13.00 bis 15.30 Uhr, mittwochs und freitags 8.00 bis 
12.00 Uhr, donnerstags 8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 
17.00 Uhr. 
 
Im Internet unter www.dortmund.de 
 
 
 

Öffentliche Zustellungen 
 
 
Für Nahorna, Tetiana, 
unbekannt verzogen, liegt beim Sozialamt der Stadt Dort-
mund, Luisenstraße 11–13, 44137 Dortmund, folgendes 
Schriftstück zur Abholung bereit:  
 
Gebührenbescheid für den Zeitraum des Aufenthaltes 
in der Frauenübernachtungsstelle, Nortkirchenstraße 
15, 44263 Dortmund: 
  
Nahorna, Tetiana, *08.05.1973 – Aktenzeichen 3717-
F0498 (Gebührenbescheid vom 18.06.2024). 
 
Dieser Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle 
von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.00–12.00 
Uhr, 13.00–15.00 Uhr und Freitag von 8.00–12.00 Uhr in 
Empfang genommen werden.  
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt mit der Folge, dass Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.  
 
Das Schriftstück gilt gem. §§ 1 und 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Landeszustel-
lungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW.S. 
94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von zwei 

Wochen – gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/Veröf-
fentlichung dieser Benachrichtigung – als zugestellt, 
wenn es bis dahin nicht abgeholt worden ist.  
Dortmund, 18.06.2024 
 
Für Serhii Maliarchuk, Geschäftsführender der Firma 
Hohe 100 Entertainment GmbH,  
zuletzt bekannte Anschrift, Ul Natalii Uzhvii 12, 04108 
Kiew, Ukraine, liegt bei der Stadt Dortmund – Stadtkasse 
und Steueramt –, Löwenstraße 13, 44122 Dortmund, Zim-
mer 249, folgendes Schriftstück zur Abholung bereit:  
 
Gewerbesteuerhaftungsbescheid mit Datum vom 
13.06.2024, Kassenzeichen 011.143.428.  
 
Dieses Schriftstück kann in der vorgenannten Dienststelle 
in der Zeit von Montag bis Dienstag von 8.00 bis 12.00 
Uhr und 13.00 bis 15.30 Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 
12.00 Uhr und 13.00 bis 17.00 Uhr und Mittwoch und 
Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr in Empfang genommen 
werden.  
 
Diese Schriftstücke sind nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deszustellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, an dem Tage als 
zugestellt anzusehen, an dem seit dem Tage der Veröffent-
lichung in den Dortmunder Bekanntmachungen zwei 
Wochen verstrichen sind.  
 
Durch die öffentliche Bekanntmachung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können (§ 10 Abs. 2 Satz 4 LZG NRW). 
Dortmund, den 13.06.2024 
 
Für Zvonko Drozdek,  
zuletzt wohnhaft unter Königswall 24, 44137 Dortmund, 
liegt bei der Stadt Dortmund – Stadtkasse und Steueramt 
–, Löwenstraße 11, 44122 Dortmund, Zimmer 248, fol-
gendes Schriftstück zur Abholung bereit:  
 
Anhörung mit Datum vom 19.06.2024,  
Kassenzeichen 011 257 938 / 021 257 930. 
 
Dieses Schriftstück kann nach vorheriger Terminabspra-
che unter Tel.: (0231) 50-2 53 84 in der vorgenannten 
Dienststelle in der Zeit von Montag bis Dienstag von 8.00 
bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 15.30 Uhr, Donnerstag von  
8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 17.00 Uhr und Mittwoch 
und Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr in Empfang genom-
men werden. 
 
Diese Schriftstücke sind nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes (VwZG) vom 12.08.2005 (BGBl. I S. 2354) 
in der zurzeit geltenden Fassung, an dem Tage als zuge-
stellt anzusehen, an dem seit dem Tage der Veröffent-      

http://www.dortmund.de/
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lichung in den Dortmunder Bekanntmachungen zwei 
Wochen verstrichen sind.  
 
Durch die öffentliche Bekanntmachung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können (§ 10 Abs. 2 VwZG). 
Dortmund, den 19.06.2024 
 
Für Frau Leonora Pazari, 
zuletzt wohnhaft Schliepstraße 7, 44135 Dortmund, z. Zt. 
unbekannten Aufenthaltes, liegt beim Ordnungsamt der 
Stadt Dortmund, Staatsangehörigkeits- und Integrations-
angelegenheiten, Olpe 1, 44135 Dortmund, Zimmer 
C116, folgendes Schriftstück zum Abholen bereit: 
 
Bescheid vom 03.04.2024,  
Aktenzeichen: 32/4-3-P-1341/2023. 
 
Das Schriftstück kann in der oben bezeichneten Dienst-
stelle montags, dienstags, donnerstags und freitags in der 
Zeit von 7.30–12.00 Uhr in Empfang genommen werden.  
 
Es wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zuge-
stellt mit der Folge, dass Fristen in Gang gesetzt werden, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.  
 
Das Schriftstück gilt gem. §§ 1 und 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Landeszustel-
lungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. 
S. 94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von 
zwei Wochen – gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/Ver-
öffentlichung dieser Benachrichtigung – als zugestellt, 
wenn es bis dahin nicht abgeholt worden ist. 
Dortmund, den 27.06.2024 
 
Für die nachfolgend aufgeführte/n Person/en:  
Roberto Giunta, Mario Orto, Stefanie Nadine Simic, 
Frank Neitzel, Simone Hüttel, 
wohnhaft: Schwanenwall 42, 44135 Dortmund, liegen 
beim Sozialamt der Stadt Dortmund, Luisenstraße 11–13, 
44137 Dortmund, folgende Schriftstücke zur Abholung 
bereit:  
 
Gebührenbescheide vom 19.06.2024 für: 
 
1. Roberto Giunta *17.04.1971 
2. Mario Orto *27.10.1971 
3. Stefanie Nadine Simic *16.05.1984 
4. Frank Neitzel *01.02.1975 
5. Simone Hüttel *14.03.1970. 
 
Diese Bescheide können in der vorgenannten Dienststelle 
von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.00–12.00 
Uhr, 13.00–15.00 Uhr und Freitag von 8.00–12.00 Uhr in 
Empfang genommen werden.  
 

Die Schriftstücke werden hiermit durch öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt mit der Folge, dass Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können.  
 
Die Schriftstücke gelten gem. §§ 1 und 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV. 
NRW.S. 94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf 
von zwei Wochen – gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/ 
Veröffentlichung dieser Benachrichtigung – als zugestellt, 
wenn sie bis dahin nicht abgeholt worden sind. 
Dortmund, 19.06.2024 
 
Für Frau Senada Cakovic,  
letzte bekannte Anschrift: Holsteiner Straße 18, 44145 
Dortmund liegen bei der Stadt Dortmund – Unterhalts-
vorschusskasse –, Voßkuhle 37 (Seiteneingang Bronner-
straße 11) 44141 Dortmund, Raum 280, folgende Schrift-
stücke bereit: 
 
Aufhebungsbescheide mit Rückforderung gem. § 48 
Sozialgesetzbuch X (SGB X) vom 19.06.2024 für Ihre 
Kinder: 
 
Cakovic, Anida, geb. am 21.01.2011,  
– 51-INO-UV-01-4891 – 
Cakovic, Dina, geb. am 20.06.2012, 
– 51-INO-UV-01-4892 – 
Cakovic, Amina, geb. am 23.09.2014,  
– 51-INO-UV-01-4893 – 
Cakovic, Jusuf, geb. am 13.01.2016,  
– 51-INO-UV01-4894 –. 
 
Die Schriftstücke können in der oben erwähnten Dienst-
stelle von montags bis freitags außer mittwochs in der Zeit 
von 8.00 bis 10.00 Uhr in Empfang genommen werden. 
 
Diese Schriftstücke sind nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deszustellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, an dem Tage als 
zugestellt anzusehen, an dem seit dem Tage der Veröffent-
lichung in den Dortmunder Bekanntmachungen zwei    
Wochen verstrichen sind.  
 
Durch die öffentliche Bekanntmachung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können (§ 10 Abs. 2 Satz 4 LZG NRW).  
Dortmund, den 19.06.2024 
 
Für Sandro Marullo,  
letzte bekannte Anschrift Schützenstraße 39 in 52249 
Eschweiler liegt bei der Stadt Dortmund – Stadtkasse und 
Steueramt –, Löwenstraße 11, 44122 Dortmund, Zimmer 
234, folgendes Schriftstück zur Abholung bereit:  
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Anhörung Beteiligter nach § 91 Abgabenordnung 
(AO) vom 20.06.2024, Kassenzeichen 012 128 287. 
 
Dieses Schriftstück kann in der vorgenannten Dienststelle 
in der Zeit von Montag bis Dienstag von 8.00 bis 12.00 
Uhr und 13.00 bis 15.30 Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 
12.00 Uhr und 13.00 bis 17.00 Uhr und Mittwoch und 
Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr in Empfang genommen 
werden. 
 
Dieses Schriftstück ist nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deszustellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, an dem seit dem 
Tage der Veröffentlichung in den Dortmunder Bekannt-
machungen zwei Wochen verstrichen sind. 
 
Durch die öffentliche Bekanntmachung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können (§ 10 Abs. 2 Satz 4 LZG NRW). 
Dortmund, den 20.06.2024 
 
Für Fardil Al Shamo, *18.01.1991,   
wohnhaft: Nierstefeldstraße 87, 44329 Dortmund, liegt 
beim Sozialamt der Stadt Dortmund, Luisenstraße 11–13, 
44137 Dortmund, folgendes Schriftstück zur Abholung 
bereit:  
 
Widerruf der Einweisung vom 16.05.2024,  
– Aktenzeichen 3702-0835. 
 
Das bezeichnete Schriftstück kann in der vorgenannten 
Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 
8.00–12.00 Uhr, 13.00–15.00 Uhr und Freitag von 8.00– 
12.00 Uhr in Empfang genommen werden.  
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt mit der Folge, dass Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.  
 
Das Schriftstück gilt gem. §§ 1 und 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Landeszustel-
lungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW.S. 
94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von zwei 
Wochen – gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/Veröf-
fentlichung dieser Benachrichtigung – als zugestellt, 
wenn es bis dahin nicht abgeholt worden ist. 
Dortmund, den 20.06.2024 
 
Für die unbekannten Erben des Peter Drechsler,  
zuletzt wohnhaft unter Gertrudstraße 26, 44388 Dortmund 
liegt bei der Stadt Dortmund – Stadtkasse und Steueramt 
–, Löwenstraße 11, 44122 Dortmund, Zimmer 253, fol-
gendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
  
 

Bescheid mit Datum vom 19.01.2024,  
Kassenzeichen 033 695 660 D. 
 
Dieses Schriftstück kann nach vorheriger Terminabspra-
che unter Tel.: (0231) 50-2 77 09 in der vorgenannten 
Dienststelle in der Zeit von Montag bis Dienstag von 8.00 
bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 15.30 Uhr, Donnerstag von 
8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 17.00 Uhr und Mittwoch 
und Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr in Empfang genom-
men werden. 
 
Dieses Schriftstück ist nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes (VwZG) vom 12.08.2005 (BGBl. I S. 2354) 
in der zurzeit geltenden Fassung, an dem Tage als zuge-
stellt anzusehen, an dem seit dem Tage der Veröffent-       
lichung in den Dortmunder Bekanntmachungen zwei 
Wochen verstrichen sind.  
 
Durch die öffentliche Bekanntmachung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können (§ 10 Abs. 2 VwZG). 
Dortmund, den 21.06.2024 
 
Für Olexandr Tashchi und Inna Tashchi,   
wohnhaft: Herbrechterweg 1, 5. OG links hinten, 44329 
Dortmund, liegt beim Sozialamt der Stadt Dortmund, Lui-
senstraße 11–13, 44137 Dortmund, folgendes Schriftstück 
zur Abholung bereit:  
 
Widerruf der Einweisung vom 24.06.2024,  
Aktenzeichen 3725-0387. 
 
Das bezeichnete Schriftstück kann in der vorgenannten 
Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 
8.00–12.00 Uhr, 13.00-15.00 Uhr und Freitag von 8.00– 
12.00 Uhr in Empfang genommen werden.  
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt mit der Folge, dass Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.  
 
Das Schriftstück gilt gem. §§ 1 und 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Landeszustel-
lungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW.S. 
94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von zwei 
Wochen – gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/Veröf-
fentlichung dieser Benachrichtigung – als zugestellt, 
wenn es bis dahin nicht abgeholt worden ist. 
Dortmund, 24.06.2024 
 
Für Arkadius Bernhard von Prondzinski, *29.04.1985 
- Aktenzeichen 3717-O604,   
wohnhaft: Notschlafstelle für Männer, Unionstraße 33, 
44137 Dortmund, liegt beim Sozialamt der Stadt Dort-
mund, Luisenstraße 11–13, 44137 Dortmund, folgendes 
Schriftstück zur Abholung bereit:  
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Gebührenbescheid vom 24.06.2024, 
- Aktenzeichen 3717-O604. 
 
Das bezeichnete Schriftstück kann in der vorgenannten 
Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 
8.00–12.00 Uhr, 13.00–15.00 Uhr und Freitag von 8.00– 
12.00 Uhr in Empfang genommen werden.  
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt mit der Folge, dass Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.  
 
Das Schriftstück gilt gem. §§ 1 und 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Landeszustel-
lungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW.S. 
94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von zwei 
Wochen – gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/Veröf-
fentlichung dieser Benachrichtigung – als zugestellt, 
wenn es bis dahin nicht abgeholt worden ist. 
Dortmund, 24.06.2024 
 
Für Sinisa Pejkanovic, *18.01.1977,  
unbekannt verzogen, liegt beim Sozialamt der Stadt Dort-
mund, Luisenstraße 11–13, 44137 Dortmund, folgendes 
Schriftstück zur Abholung bereit:  
 
Widerruf der Einweisung vom 26.02.2024  
zum Aktenzeichen 3702-0832. 
 
Dieser Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle 
von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.00–12.00 
Uhr, 13.00–15.00 Uhr und Freitag von 8.00–12.00 Uhr in 
Empfang genommen werden.  
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt mit der Folge, dass Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.  
 
Das Schriftstück gilt gem. §§ 1 und 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Landeszustel-
lungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW.S. 
94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von zwei 
Wochen – gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/Veröf-
fentlichung dieser Benachrichtigung – als zugestellt, 
wenn es bis dahin nicht abgeholt worden ist.  
Dortmund, 25.06.2024 
 
Für Olena Kurik, *14.05.1983,  
unbekannt verzogen, liegt beim Sozialamt der Stadt Dort-
mund, Luisenstraße 11–13, 44137 Dortmund, folgendes 
Schriftstück zur Abholung bereit:  
 
Widerruf der Einweisung vom 20.04.2022,  
zum Aktenzeichen 3725-0081. 

Dieser Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle 
von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.00–12.00 
Uhr, 13.00–15.00 Uhr und Freitag von 8.00–12.00 Uhr in 
Empfang genommen werden.  
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt mit der Folge, dass Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.  
 
Das Schriftstück gilt gem. §§ 1 und 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Landeszustel-
lungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW.S. 
94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von zwei 
Wochen – gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/Veröf-
fentlichung dieser Benachrichtigung – als zugestellt, 
wenn es bis dahin nicht abgeholt worden ist.  
Dortmund, 25.06.2024 
 
Für Khan Masud, *01.02.1992,  
unbekannt verzogen, liegt beim Sozialamt der Stadt Dort-
mund, Luisenstraße 11–13, 44137 Dortmund, folgendes 
Schriftstück zur Abholung bereit:  
 
Widerruf der Einweisung vom 03.11.2023,  
zum Aktenzeichen 3702-0711. 
 
Dieser Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle 
von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.00–12.00 
Uhr, 13.00–15.00 Uhr und Freitag von 8.00–12.00 Uhr in 
Empfang genommen werden.  
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt mit der Folge, dass Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.  
 
Das Schriftstück gilt gem. §§ 1 und 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Landeszustel-
lungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW.S. 
94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von zwei 
Wochen – gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/Veröf-
fentlichung dieser Benachrichtigung – als zugestellt, 
wenn es bis dahin nicht abgeholt worden ist.  
Dortmund, 25.06.2024 
 
Für Ekaterina Kuznetsova, *01.09.2023,  
unbekannt verzogen, liegt beim Sozialamt der Stadt Dort-
mund, Luisenstraße 11–13, 44137 Dortmund, folgendes 
Schriftstück zur Abholung bereit:  
 
Widerruf der Einweisung vom 01.09.2023,  
zum Aktenzeichen 3722-0094. 
 
Dieser Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle 
von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.00–12.00 
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Uhr, 13.00–15.00 Uhr und Freitag von 8.00–12.00 Uhr in 
Empfang genommen werden.  
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt mit der Folge, dass Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.  
 
Das Schriftstück gilt gem. §§ 1 und 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Landeszustel-
lungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW.S. 
94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von zwei 
Wochen – gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/Veröf-
fentlichung dieser Benachrichtigung – als zugestellt, 
wenn es bis dahin nicht abgeholt worden ist.  
Dortmund, 25.06.2024 
 
Für die Firma Vlad GbR,  
zuletzt bekannte Adresse Barthstr. 28 in 44328 Dortmund 
liegt bei der Stadt Dortmund – Stadtkasse und Steueramt, 
Löwenstraße 11–13, 44122 Dortmund, Zimmer 241, fol-
gendes Schriftstück zur Abholung bereit:  
 
Gewerbesteuerbescheid vom 01.03.2024,  
Kassenzeichen 011 217 170 D/ 021 217 173 D. 
 
Dieses Schriftstück kann in der vorgenannten Dienststelle 
in der Zeit von: Montag bis Dienstag 8.00 bis 12.00 Uhr 
und 13.00 bis 15.30 Uhr, Donnerstag 8.00 bis 12.00 Uhr 
und 13.00 bis 17.00 Uhr, Mittwoch und Freitag 8.00 bis 
12.00 Uhr in Empfang genommen werden.  
 
Dieses Schriftstück ist nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetztes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deszustellungsgesetz – LZG) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, an dem Tage als 
zugestellt anzusehen, an dem seit dem Tage der Veröffent-
lichung in den Dortmunder Bekanntmachungen zwei 
Wochen verstrichen sind.  
 
Durch die öffentliche Bekanntmachung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können (§ 10 Abs. 2 Satz 4 LZG NRW). 
Dortmund, den 25.05.2024 
 

Stadt Dortmund 
Der Oberbürgermeister 

 
 
 
 
 
 
 
 

Öffentliche 
Bekanntmachung 

 
 
Jahresabschluss 2023  
der FLUGHAFEN DORTMUND GMBH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Flughafen Dortmund 
GmbH hat am 14.06.2024 den Jahresabschluss zum 
31.12.2023 festgestellt.  
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
22.07. bis 26.07.2024 und vom 29.07. bis 02.08.2024 
jeweils von 9.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 15.30 
Uhr im Verwaltungsgebäude der Gesellschaft, Flughafen-
ring 11, Zimmer I-OG02-0013, zur Einsichtnahme aus.  
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
PKF Fasselt Partnerschaft mbB, Nürnberg, hat am 
17.05.2024 den folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt: 
 
BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGI-
GEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die Flughafen Dortmund Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung, Dortmund 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Flughafen Dortmund 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Dortmund – be- 
stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht der Flughafen Dort-
mund Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Dortmund 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. 
Dezember 2023 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 
 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für das 
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Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. De-
zember 2023 und 
 

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass un-
sere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-
nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrie-
ben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vor-schriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und des 
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lage-
bericht 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und 
dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner ist der gesetzliche Vertreter ver-
antwortlich für die internen Kontrollen, die er in Über-
einstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um 
die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen falschen Darstellungen auf-
grund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen 

der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) 
oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetz-
liche Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu beurteilen. Des Weiteren hat er die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus ist er dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, so-
fern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen. 
 
Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-
resabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-     
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die er als 
notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, 
und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aus-
sagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolo-
sen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebe-
richt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-
langen mit dem Jahres-abschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
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stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolo-
sen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und La-
geberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.  
Darüber hinaus 
 
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen 
oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlun-
gen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-
gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen 
resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus 
Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlun-
gen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, be-
absichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kon-
trollen beinhalten können. 
 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten internen Kon-
trollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts 
relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prü-
fungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-
teme der Gesellschaft abzugeben. 

 
- beurteilen wir die Angemessenheit der von dem ge-

setzlichen Vertreter angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem 
gesetzlichen Vertreter dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 
- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-

senheit des von dem gesetzlichen Vertreter ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Er-
eignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflich-
tet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 

Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä-
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zu-
künftige Ereignisse oder Gegebenheiten können je-
doch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unter-
nehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  

 
- beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des 

Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der An-
gaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde lie-
genden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt.  

 
- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 

dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung 
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens. 

 
- führen wir Prüfungshandlungen zu den von dem ge-

setzlichen Vertreter dargestellten zukunftsorientier-
ten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von dem gesetzlichen Vertreter zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurtei-
len die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen ge-
ben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesent-
lich von den zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, ein-schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 
 
Dortmund, den 24.06.2024 
 

Flughafen Dortmund GmbH 
 

Der Geschäftsführer 
v a n  B e b b e r 
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Öffentliche 
Bekanntmachung 

 
 
Jahresabschluss 2023 der  
FLUGHAFEN DORTMUND HANDLING GMBH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Flughafen Dortmund 
Handling GmbH hat am 14.06.2024 den Jahresabschluss 
zum 31.12.2023 festgestellt.  
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
22.07. bis 26.07.2024 und vom 29.07. bis 02.08.2024 
jeweils von 9.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 15.30 
Uhr im Verwaltungsgebäude der Gesellschaft, Flughafen-
ring 11, Zimmer I-OG02-0013, zur Einsichtnahme aus.  
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
PKF Fasselt Partnerschaft mbB, Nürnberg, hat am 
17.05.2024 den folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt: 
 
BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGI-
GEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die Flughafen Dortmund Handling Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, Dortmund 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Flughafen Dortmund 
Handling Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
Dortmund – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 
2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 
2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Flughafen 
Dortmund Handling Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, Dortmund für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 
 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. De-
zember 2023 und 
 

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass un-
sere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-
nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrie-
ben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung des gesetzlichen Vertreters für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und 
dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner ist der gesetzliche Vertreter ver-
antwortlich für die internen Kontrollen, die er in Über-
einstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um 
die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen falschen Darstellungen auf-
grund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen 
der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) 
oder Irrtümern ist. 



 

Nr. 27 – 80. Jahrgang Amtsblatt der Stadt Dortmund Freitag, 28. Juni 2024 
 

690 

 

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetz-
liche Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu beurteilen. Des Weiteren hat er die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus ist er dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, so-
fern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen. 
 
Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-
resabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die er als 
notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, 
und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aus-
sagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolo-
sen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebe-
richt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-
langen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschafts-prüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolo-
sen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und La-
geberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.  
Darüber hinaus 
 
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen 
oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlun-
gen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-
gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen 
resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus 
Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlun-
gen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, be-
absichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kon-
trollen beinhalten können. 
 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten internen Kon-
trollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts 
relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prü-
fungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-
teme der Gesellschaft abzugeben. 
 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von dem ge-
setzlichen Vertreter angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem 
gesetzlichen Vertreter dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 
- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-

senheit des von dem gesetzlichen Vertreter ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Er-
eignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflich-
tet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä-
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zu-
künftige Ereignisse oder Gegebenheiten können je-
doch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unter-
nehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 
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- beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des 
Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der An-
gaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde lie-
genden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt.  
 

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung 
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens.  

 
- führen wir Prüfungshandlungen zu den von dem ge-

setzlichen Vertreter dargestellten zukunftsorientier-
ten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von dem gesetzlichen Vertreter zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurtei-
len die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen ge-
ben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesent-
lich von den zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 
 
Dortmund, den 24.06.2024 
 

Flughafen Dortmund Handling GmbH 
 

Der Geschäftsführer 
K r o h n e 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Öffentliche 
Bekanntmachung 

 
 
Der Oberbürgermeister der Stadt Dortmund erlässt 
folgende 
 

ALLGEMEINVERFÜGUNG 
 
zur Umsetzung der Bekanntmachung des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit (BMG) nach 79 Abs. 5 
Arzneimittelgesetz (AMG) vom 19.04.2023 (Banz AT 
25.04.2023 B4) bezüglich des Versorgungsmangels der 
Bevölkerung mit antibiotikahaltigen Säften für 
Kinder 
 
 
Die folgende Allgemeinverfügung ergeht auf Grundlage 
von 79 Abs. 5 des Arzneimittelgesetzes (AMG) vom 12. 
Dezember 2005 (BGBI. I S. 3394) in der zurzeit geltenden 
Fassung i. V. m. 1 Abs. 2 Nr. 3a der Verordnung über die 
Zuständigkeiten im Humanarzneimittel-, Medizinproduk-
te- und Apothekenwesen sowie auf dem Gebiet des 
Schutzes vor nichtionisierender Strahlung bei der Anwen-
dung am Menschen vom 25. Januar 2022 (GV. NRW. S. 
100) in der zurzeit geltenden Fassung sowie der Bekannt-
machung des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) 
vom 19. April 2023 (Banz AT 25.04.2023 B4). 
 
Regelungen: 
 
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten für 
öffentliche Apotheken, die ihren Sitz im Gebiet der Stadt 
Dortmund haben. 
 
 
1. Gestattung 
 
Den öffentlichen Apotheken im Gebiet der Stadt Dort-
mund wird in Bezug auf in der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht zugelassene antibiotikahaltige Säfte für Kinder 
folgende Abweichung von 73 Abs. 3 Nr. 1 AMG gestattet: 
 
o Die Bestellung der betreffenden Arzneimittel durch 

die Apotheken kann erfolgen, ohne dass der jeweiligen 
Apotheke zu diesem Zeitpunkt eine Bestellung einer 
einzelnen Person und eine Verschreibung für das be-
treffende Arzneimittel vorliegen.  Eine Bevorratung 
der betreffenden Arzneimittel kann in angemessenem 
Umfang bis zu einem 4-Wochenvorrat, zur Sicherstel-
lung einer ordnungsgemäßen Versorgung der Kunden 
der Apotheke, erfolgen. 
 

o Diese Ausnahme gilt nur für Arzneimittel, die aus 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder anderen 
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Vertragsstaaten des Abkommens über den Europä-     
ischen Wirtschaftsraum bezogen werden. 

 
Die weiteren Vorgaben des 73 Abs. 3 AMG bleiben un-
berührt.  

 
Die nach 18 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) in je-
dem Fall der Verbringung aufzuzeichnenden Angaben 
sind durch die Apotheke vorzuhalten und auf Verlangen 
der zuständigen Aufsichtsbehörde unverzüglich bereitzu-
stellen. 
 
Hinweis: 
 
Die Beratungspflichten, die sich aus 20 Apothekenbe-
triebsordnung (ApBetrO) ergeben, sind zu beachten. 
 
 
11. Geltungsdauer 
 
Diese bereits bekannte Allgemeinverfügung tritt ab dem 
01.07.2024 in Kraft, und gilt bis auf Widerruf. 
 
Sollte das Bundesministerium für Gesundheit bereits zu-
vor feststellen, dass ein Versorgungsmangel oder eine be-
drohliche übertragbare Krankheit im Sinne des 79 Abs. 5 
AMG nicht mehr vorliegt, endet diese Gestattung mit dem 
Zeitpunkt der Feststellung und Bekanntmachung. Maß-
gebend ist der Tag nach der entsprechenden öffentlichen 
Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesundheit 
im Bundesanzeiger. 
 
Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit ganz oder teil-
weise widerrufen oder mit Nebenbestimmungen versehen 
werden. 
 
 
Begründung: 
 
Die hierfür erforderliche Feststellung des Bundesministe-
riums für Gesundheit nach 79 Abs. 5 Satz 5 AMG liegt 
durch die Bekanntmachung im Bundesanzeiger vom 
19.04.2023 veröffentlicht am 25.04.2023 (BAnz AT 
25.04.2023 B4) vor. Konkret hat das BMG folgendes fest-
gestellt: 
 
„Auf Grund des 79 Absatz 5 des Arzneimittelgesetzes 
(AMG) macht das Bundesministerium für Gesundheit 
bekannt: 
 
Derzeit besteht nach Mitteilung des Bundesinstituts für 
Arzneimittel und Medizinprodukte in Deutschland ein 
Versorgungsmangel mit antibiotikahaltigen Säften für 
Kinder. Bei antibiotikahaltigen Arzneimitteln in Form 
von Säften handelt es sich um Arzneimittel, die zur Vor-
beugung oder Behandlung lebensbedrohlicher Erkrankun-

gen eingesetzt werden. Für diese Arzneimittel steht oft-
mals keine alternative gleichwertige Arzneimitteltherapie 
zur Verfügung. Diese Feststellung ermöglicht es den zu-
ständigen Behörden der Länder, nach Maßgabe 
des 79 Absatz 5 und 6 AMG im Einzelfall ein befristetes 
Ab-weichen von den Vorgaben des AMG zu gestatten. 
Das Bundesministerium für Gesundheit wird bekannt ma-
chen, wenn der Versorgungsmangel nicht mehr vorliegt." 
 
Durch diese Allgemeinverfügung wird der legitime 
Zweck erreicht, die Versorgung der Bevölkerung mit an-
tibiotikahaltigen Säften für Kinder sicherzustellen. Die 
getroffene Maßnahme ist geeignet, da den Apotheken eine 
weitere Möglichkeit zur Beschaffung und Bevorratung 
entsprechender Arzneimittel eröffnet wird. Die Maß-
nahme ist auch angemessen und auf das erforderliche Maß 
begrenzt, da sich diese Allgemeinverfügung darauf be-
schränkt, den Apotheken die Bestellung der betreffenden 
Arzneimittel ohne vorliegende Bestellung einzelner Per-
sonen sowie eine Bevorratung bis zu einem Vierwochen-
bedarf aus EU- Ländern oder Staaten der EWR zu gestat-
ten. Die weiteren Voraussetzungen des 73 Abs. 3 AMG 
sind einzuhalten. 
 
Der Widerrufsvorbehalt stützt sich auf § 36 Verwaltungs-
verfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen und 
ermöglicht es der Behörde ggf. kurzfristig zu reagieren, 
wenn dies insbesondere aus Gründen der Arzneimittel-
sicherheit erforderlich sein sollte. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung des Oberbürgermeisters 
der Stadt Dortmund – Gesundheitsamt – kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. 
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, 
Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen, schriftlich 
oder zur Niederschrift beim Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle zu erheben. Wird die Klage schriftlich erho-
ben, so sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden. 
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektro-
nischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument 
muss ftir die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. 
Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
der verantwortenden Person versehen sein oder von der 
verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 
Ubermittlungsweg eingereicht werden. 
 
Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 

technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich 
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die tech-
nischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechts-
verkehrs und über das besondere elektronische Behörden-
postfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – 
ERVV) vom 24. November 2017 (BGBI. 1 S. 3803). 
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Falls die Frist durch das Verschulden einer/eines von Ih-
nen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so würde 
deren/dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Dortmund, den 24.06.2024 
 
 

in Vertretung 
 

N i e n a b e r – W i l l a r e d t 
Stadträtin 

 
 

Öffentliche 
Ausschreibungen  

und Vergaben 
 
 
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum                                                
 
Das Vergabe- und Beschaffungszentrum der Stadt Dort-
mund beabsichtigt, nachfolgend näher beschriebene 
Baumaßnahme nach beschränkter Ausschreibung zu 
vergeben. 
 
Bekanntmachung gemäß VOB Teil A, § 20 Abs. 4 
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum, 
Abt. 19/3, Viktoriastraße 15, 44135 Dortmund, Tel.: 
(0231) 50-2 29 08, Fax: (0231) 50-2 94 58, E-Mail: 
manschuetz@stadtdo.de 
 
Ausführung von Bauleistungen, Baumaßnahme:  
Dortmunder U, Gewerk: Malerarbeiten 
in Dortmund 
 
Art und voraussichtlicher Umfang der Arbeiten:   
 
Rahmenvertrag November 2024–Oktober 2026 
 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum:  
01.11.2024–31.10.2026 
 
Die Stadt Dortmund kommt mit dieser Bekanntmachung 
ihrer Veröffentlichungspflicht gemäß § 20 Abs. 4 VOB/A 
nach. Da es sich um eine beschränkte Ausschreibung han-
delt, wurde der Bieterkreis bereits im Vorhinein festge-
legt. Die Erweiterung des Bieterkreises ist nicht vorge-
sehen. Anfragen bzw. Bewerbungen von zusätzlichen 
Bietern können daher nur bei zukünftigen Ausschrei-
bungen berücksichtigt werden. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass zur Minimierung des Verwaltungsauf- 
 

wandes auf die Versendung einer Eingangsbestätigung 
auf Ihre Anfrage bzw. Bewerbung verzichtet wird. 
 

Stadt Dortmund 
Der Oberbürgermeister 

 
 
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum                                                
 
Das Vergabe- und Beschaffungszentrum der Stadt Dort-
mund beabsichtigt, nachfolgend näher beschriebene 
Baumaßnahme nach beschränkter Ausschreibung zu 
vergeben. 
 
Bekanntmachung gemäß VOB Teil A, § 19, Abs. 5 
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum, 
Abt. 19/3, Viktoriastraße 15, 44135 Dortmund, Tel.: 
(0231) 50-2 51 08, Fax: (0231) 50-2 94 58, E-Mail: 
lhamacher@stadtdo.de 
 
Ausführung von Bauleistungen, Baumaßnahme:  
Frenzelschule, Sanierung der Grundleitungen,  
Gewerk: Kanalbauarbeiten 
in Dortmund 
 
Art und voraussichtlicher Umfang der Arbeiten:  
 
Kanalbauarbeiten 
 
voraussichtlicher Ausführungszeitraum:  
 
Baubeginn:  innerhalb von 12 Werktagen nach Zu-

gang der Aufforderung durch den Auf-
traggeber, 

 
Bauende:  am 23.12.2024. 
 
Die Stadt Dortmund kommt mit dieser Bekanntmachung 
ihrer Veröffentlichungspflicht gemäß § 19 Abs. 5 VOB/A 
nach. Da es sich um eine beschränkte Ausschreibung han-
delt, wurde der Bieterkreis bereits im Vorhinein festge-
legt. Die Erweiterung des Bieterkreises ist nicht vorge-
sehen. Anfragen bzw. Bewerbungen von zusätzlichen 
Bietern können daher nur bei zukünftigen Ausschrei-
bungen berücksichtigt werden. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass zur Minimierung des Verwaltungsauf-
wandes auf die Versendung einer Eingangsbestätigung 
auf Ihre Anfrage bzw. Bewerbung verzichtet wird. 
 

Stadt Dortmund 
Der Oberbürgermeister 
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Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum 
 
Das Vergabe- und Beschaffungszentrum beabsichtigt, 
nachfolgend näher beschriebene Bauleistungen durch 
öffentliche Ausschreibung zu vergeben. 
 
Bauvorhaben:  
Fahrbahnsanierung Schleefstraße in Dortmund-
Aplerbeck, Gewerk: Straßenunterhaltungsarbeiten, 
B201/24 
 
Umfang der zu vergebenden Bauleistungen:  
 
        94,31 t Straßenaufbruch entsorgen 
   3.512,16 t Asphalt entsorgen 
      103,63 t Beton entsorgen 
      241,25 qm Fahrbahnbefestigung aus Asphalt bis 

25 cm aufnehmen. 
   6.443,38 qm Asphaltdeckschicht fräsen 
   7.316,60 qm Asphalt bis 15 cm fräsen 
   7.557,85 qm     AC 22 TS liefern und einbauen 
14.001.23 qm     Deckschicht AC 8 DS liefern und ein- 

bauen 
256,00 m       2-reihige Rinne ausbauen und entsor- 

gen 
101,00 m       1-reihige Rinne liefern und einbauen 

      256,00 m  2-reihige Rinne liefern und einbauen 
      482,89 t STS 0/45 liefern und einbauen 
     136,00 m  H und R-Borde aufnehmen und ent-

sorgen 
         8,00 m  H – Borde liefern und einbauen 
     128,00 m  R – Borde m Borde liefern und ein-

bauen 
     180,00 m  TB liefern und einbauen 
       38,40 qm Asphaltaufnahme im Gehweg 
       38,40 qm Asphalttragschicht und Asphaltdeck-

schicht für Gehweg liefern und ein-
bauen 

264,44 qm Betonpflaster aller Art ausbauen und 
entsorgen 

21,00 qm Betonpflaster 10/20/10 liefern und ver-
legen 

     227,28 qm  Verbundpflaster liefern und verlegen 
         6 Stück  Schachtabdeckungen regulieren 
       15 Stück  Schachtabdeckungen (d-850) im Bohr-

verfahren sanieren 
3 Stück  Schachtabdeckungen (d-1300) im 

Bohrverfahren sanieren 
       16 Stück  Schachtabdeckungen regulieren 
       34 Stück  Schachtabdeckungen auswechseln 
 
 
Baubeginn:  27.09.2024 
Bauende:  11.11.2024 
 

Die vollständige Bekanntmachung sowie die Vergabeun-
terlagen stehen für einen uneingeschränkten direkten Zu-
gang gebührenfrei zur Verfügung unter:  
https://evergabe.nrw.de/VMPCenter. 
 

Stadt Dortmund 
Der Oberbürgermeister 

 
 
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum 
 
Das Vergabe- und Beschaffungszentrum beabsichtigt, 
nachfolgend näher beschriebene Bauleistungen durch 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
zu vergeben. 
 
Bauvorhaben:  
SBZ Wichlinghofen, Gewerk: Nahwärmeleitungen,  
2. Ausschreibung 
 
Umfang der zu vergebenden Bauleistungen:  
 
Nahwärmeleitungen:  
Fernwärmerohre, flexibel, DN 50 – 45 lfm  
Überwachungsgerät                       –  1 Stück  
Montage/Probebetrieb/Einweisung  
 
Die vollständige Bekanntmachung sowie die Vergabeun-
terlagen stehen für einen uneingeschränkten direkten Zu-
gang gebührenfrei zur Verfügung unter:  
https://evergabe.nrw.de/VMPCenter. 
 

Stadt Dortmund 
Der Oberbürgermeister 

 
 
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum        
                         
Das Vergabe- und Beschaffungszentrum der Stadt Dort-
mund beabsichtigt, nachfolgend näher beschriebene 
Leistung nach öffentlicher Ausschreibung zu verge-
ben. 
 
Ausschreibung:  
Rahmenvertrag Sicherheitsschuhe (AZ: L076/24) 
 
Bekanntmachung gemäß § 27 Abs. 1 UVgO 
a) Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsab-

gabe auffordernden Stelle:  
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszen-
trum, 19/2, Viktoriastraße 15, 44122 Dortmund.  
Bezeichnung und Anschrift der den Zuschlag er-
teilenden Stelle:  
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszen-
trum, 19/2, Viktoriastraße 15, 44122 Dortmund. 

https://evergabe.nrw.de/VMPCenter
https://evergabe.nrw.de/VMPCenter
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Bezeichnung und Anschrift der Stelle, bei der die 
Angebote oder Teilnahmeanträge einzureichen 
sind:  
Ausschließlich elektronisch auf dem Vergabemarkt-
platz Metropole Ruhr: unter www.evergabe.nrw.de 
Im Rahmen der elektronischen Kommunikation ist 
die Verwendung von Instrumenten und Vorrichtun-
gen erforderlich, die nicht allgemein verfügbar sind. 
Ein uneingeschränkter und vollständiger direkter Zu-
gang zu diesen Instrumenten und Vorrichtungen ist 
gebührenfrei möglich unter: www.evergabe.nrw.de 

b) Art der Vergabe:  
Öffentliche Ausschreibung nach der Unterschwellen-
vergabeordnung (UVgO). 

c) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote 
einzureichen sind:  
Angebote sind ausschließlich elektronisch einzu-
reichen. 

d) Art und Umfang der Leistung:  
Bei der auszuschreibenden Leistung handelt es sich 
um den Abschluss eines Rahmenvertrages über die 
Lieferung von Sicherheitsschuhe gemäß Leistungs-
beschreibung. Die Laufzeit beträgt 36 Monate mit ei-
ner Verlängerungsoption um ein weiteres Jahr. Die 
maximale Laufzeit beträgt 48 Monate und beginnt ab 
Auftragserteilung.  
Ort der Leistungserbringung:  
Dortmund. 

e) Anzahl, Größe und Art der einzelnen Lose:  
keine Lose.  

f) Zulassung von Nebenangeboten:  
Nebenangebote sind nicht zugelassen. 

g) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungs-
frist:  
siehe Vergabeunterlagen.  

h) Bezeichnung und Anschrift der Stelle, die die Ver-
gabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen 
werden können:  
Elektronische Bereitstellung auf dem Vergabemarkt-
platz Metropole Ruhr (Zu den unter 
http://www.vergabe.metropoleruhr.de/VMPSatellite/ 
genannten Nutzungsbedingungen können die Verga-
beunterlagen kostenlos angefordert und heruntergela-
den und Nachrichten der Vergabestelle eingesehen 
werden.) 

i) Angebotsfrist:  11.07.2024, 20.00 Uhr  
Bindefrist:   14.10.2024 

j) Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen:  
keine. 

k) Wesentliche Zahlungsbedingungen oder Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:  
siehe Vergabeunterlagen; VOL/B 

l) Mit dem Angebot oder Teilnahmeantrag vorzule-
gende Unterlagen, die für die Beurteilung der Eig-
nung des Bewerbers oder Bieters verlangt werden:  
Nach gesonderter Aufforderung durch die Vergabe- 

stelle sind vom Bieter Angaben zu machen und Er-
klärungen abzugeben. Die Aufforderung durch die 
Vergabestelle erfolgt erst nach Angebotsöffnung. Die 
Angaben und Erklärungen können per Brief, Fax oder 
E-Mail an die Vergabestelle gesandt werden: 
a) Angaben über die Art und Größe des Unterneh-

mens (Anzahl Mitarbeiter/-innen und Produkt-
portfolio; Firmenprofil/Selbstdarstellung) 

b) Erklärung über den Gesamtumsatz des Unterneh-
mens sowie den Umsatz bezüglich der besonde-
ren Leistungsart, die Gegenstand der Vergabe ist, 
jeweils bezogen auf die letzten drei Geschäfts-
jahre. 

c) Eine Liste der wesentlichen, in den letzten drei 
Jahren erbrachten Leistungen mit Angabe des 
Rechnungswertes, der Leistungszeit sowie der 
öffentlichen oder privaten Auftraggeber. 

d) Erklärung über die Eintragung in das Berufsre-
gister, z. B. Handwerkskammer, Industrie- und 
Handelskammer am Sitz des Unternehmens. 

Eine Marktteilnahme von weniger als 3 Jahren ist zu-
lässig, wenn die Eignung in vergleichbarer Weise 
nachgewiesen werden kann. 
Die Vergabestelle behält sich vor, die abgegebenen 
Angaben und Erklärungen zu überprüfen. Hierzu ver-
langt sie vom Bieter die Vorlage entsprechender Be-
scheinigungen (z. B. von Handwerkskammer, Indus-
trie- und Handels-kammer, Finanzamt, Kranken-
kasse). Kopien der verlangten Bescheinigungen sind 
zugelassen. Dieses gilt auch, wenn das Original den 
Vermerk "Nur im Original oder als beglaubigte Ko-
pie" trägt. 
Präqualifizierte Unternehmen können anstelle der 
verlangten Unterlagen und Angaben den Namen und 
das Ordnungsmerkmal angeben, unter der sie bei ei-
ner Präqualifizierungsstelle eingetragen sind. 
Zusätzliche Angaben: 
Der Auftraggeber ist an die Bestimmungen des Rund-
erlasses des Innenministeriums Nordrhein-Westfalen 
„Verhütung und Bekämpfung von Korruption in der 
öffentlichen Verwaltung“ vom 26.04.2005 – IR 
12.2.2006-Nr. 3.1 und 3.3 gebunden. 
Der Auftraggeber wird bei Aufträgen ab einer Auf-
tragssumme von 30.000,00 € für den Bieter, der den 
Zuschlag erhalten soll, den Nachunternehmer und 
den Verleiher von Arbeitskräften einen Auszug aus 
dem Gewerbezentralregister beim Bundesamt für 
Justiz anfordern. 
Subunternehmer: 
Bei der Beauftragung von Subunternehmen oder der 
sonstigen Einschaltung Dritter können sich die Bieter 
zum Nachweis Ihrer Leistungsfähigkeit und Fach-
kunde auch dieser Unternehmen bedienen. Bei Ange-
botsabgabe in Verbindung mit einem Subunterneh-
mer ist eine Verpflichtungserklärung über das Bereit-
stellen entsprechender Mittel zur Auftragserfüllung 

file://dmsys.de/data/bundesanzeiger/bafile1/ba/Fachverlag/Teams/Vergabe/Menssen/VHB%20NRW/VHB%20NRW%202016/Ressortabstimmung_final/Externe%20Vordrucke/www.evergabe.nrw.de
file://dmsys.de/data/bundesanzeiger/bafile1/ba/Fachverlag/Teams/Vergabe/Menssen/VHB%20NRW/VHB%20NRW%202016/Ressortabstimmung_final/Externe%20Vordrucke/www.evergabe.nrw.de
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einzureichen. Darüber hinaus ist von den Bietern an-
zugeben, in welcher Höhe sie beabsichtigen, Leistun-
gen an Subunternehmen zu vergeben. 
Bietergemeinschaften: 
Die Anforderungen an Bietergemeinschaften sind 
den Vergabeunterlagen zu entnehmen  

m) Höhe der Kosten für Vervielfältigungen der Ver-
gabeunterlagen bei Öffentlichen Ausschreibun-
gen:  
Der Download der Vergabeunterlagen ist kostenlos 

n) Angabe der Zuschlagskriterien: 
Preis     30%  
Tragekomfort/ Qualität/ Reinigung  70% 
Davon aufgegliedert: 
• 35 % Tragekomfort:  

Mit Vorstellung der Schuhe und einem Tragetest 
von fünf Paaren in beliebigen Größen über einen 
Zeitraum von einem Monat 

• 25 % Qualität:  
Verarbeitung, Materialqualität, leichtes sowie 
schnelles An- und Ausziehen  

• 10 % Reinigung 
 

Stadt Dortmund 
Der Oberbürgermeister 

 
 
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum 
 
Das Vergabe- und Beschaffungszentrum beabsichtigt, 
nachfolgend näher beschriebene Dienstleistung durch 
ein Offenes Verfahren nach VgV zu vergeben:  
 
„Tragwerksplanung, Energiebilanzierung und 
Wärmeschutz Knotenpunkt Buschmühle“.  
 
Die vollständige Bekanntmachung sowie der Bewerber-
bogen stehen für einen uneingeschränkten direkten Zu-
gang gebührenfrei zur Verfügung unter:  
https://evergabe.nrw.de/VMPCenter. 
 

Stadt Dortmund 
Der Oberbürgermeister 

 
 
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum                                                
 
Das Vergabe- und Beschaffungszentrum der Stadt Dort-
mund hat nachfolgend näher beschriebene Baumaß-
nahme nach beschränkter Ausschreibung vergeben. 
 
Bekanntmachung gemäß VOB Teil A, § 20, Abs. 3 und 
gemäß Nr. 1.4 des RdErl. d. Ministeriums für Wirtschaft, 
Mittelstand und Energie, des Innenministeriums, des Fi-
nanzministeriums, des Ministeriums für Innovation, Wis-
senschaft, Forschung und Technologie und des Ministeri-
ums für Bauen und Verkehr vom 3. Februar 2009  

– AZ: 121 – 80-20/02 – 
a) Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum, 

Abt. 19/3, Viktoriastraße 15, 44135 Dortmund, Tel.: 
(0231) 50-2 82 14, Fax: (0231) 50-2 94 58, E-Mail: 
uscherbarth@stadtdo.de 

b) Beschränkter Ausschreibung,  
Vergabe-Nr.: B537/23 

c) Ausführung von Bauleistungen, Baumaßnahme:  
U-Vertrag Markierungsarbeiten Kleinstmaßnah-
men 2024–2025, Gewerk: Markierungsarbeiten 

d) in Dortmund 
e) Beauftragtes Unternehmen:  

Hitzblech-Markierung GmbH, Sitz: Werdohl 
 

Stadt Dortmund 
Der Oberbürgermeister 

 
 
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum 
 
Das Vergabe- und Beschaffungszentrum beabsichtigt, 
nachfolgend näher beschriebene Bauleistungen durch 
öffentliche Ausschreibung zu vergeben. 
 
Bauvorhaben:  
Platz von Amiens, Schließung Durchgang Süd,  
Gewerk: Metallbau, 2. Ausschreibung 
 
Umfang der zu vergebenden Bauleistungen:  
 

ca. 30 m² Pfosten-Riegel-Fassade  
1 St. Aluminiumrahmentür, einflügelig mit Bedarfs- 
        flügel, ca. 2.000 x 2.440 mm  
2 St. HEA 120, je ca. 9,00 m  
3 St. HEA 180, je ca. 3,40 m  

 
Die vollständige Bekanntmachung sowie die Vergabeun-
terlagen stehen für einen uneingeschränkten direkten Zu-
gang gebührenfrei zur Verfügung unter:  
https://evergabe.nrw.de/VMPCenter. 
 

Stadt Dortmund 
Der Oberbürgermeister 

 
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszentrum     
                            
Das Vergabe- und Beschaffungszentrum der Stadt Dort-
mund beabsichtigt, nachfolgend näher beschriebene 
Leistung nach öffentlicher Ausschreibung zu verge-
ben. 
 
Ausschreibung: Kunsttransporte (L415/24) 
 
Bekanntmachung gemäß § 27 Abs. 1 UVgO 
a) Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsab-

gabe auffordernden Stelle:  
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszen- 

https://evergabe.nrw.de/VMPCenter
https://evergabe.nrw.de/VMPCenter
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trum, 19/2, Viktoriastraße 15, 44122 Dortmund.  
Bezeichnung und Anschrift der den Zuschlag er-
teilenden Stelle:  
Stadt Dortmund, Vergabe- und Beschaffungszen-
trum, 19/2, Viktoriastraße 15, 44122 Dortmund. 
Bezeichnung und Anschrift der Stelle, bei der die 
Angebote oder Teilnahmeanträge einzureichen 
sind:  
Ausschließlich elektronisch auf dem Vergabemarkt-
platz Metropole Ruhr: unter www.evergabe.nrw.de 
Im Rahmen der elektronischen Kommunikation ist 
die Verwendung von Instrumenten und Vorrichtun-
gen erforderlich, die nicht allgemein verfügbar sind. 
Ein uneingeschränkter und vollständiger direkter Zu-
gang zu diesen Instrumenten und Vorrichtungen ist 
gebührenfrei möglich unter: www.evergabe.nrw.de 

b) Art der Vergabe:  
Öffentliche Ausschreibung nach der Unterschwellen-
vergabeordnung (UVgO). 

c) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote 
einzureichen sind:  
Angebote sind ausschließlich elektronisch einzu-
reichen. 

d) Art und Umfang der Leistung:  
Bei der auszuschreibenden Leistung handelt es sich 
um die Durchführung von Kunsttransporten gem. 
Leistungsbeschreibung. 

e) Ort der Leistungserbringung:  
Dortmund. 

f) Anzahl, Größe und Art der einzelnen Lose:  
nein.  

g) Zulassung von Nebenangeboten:  
Nebenangebote sind nicht zugelassen. 

h) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungs-
frist:  
siehe Vergabeunterlagen.  

i) Bezeichnung und Anschrift der Stelle, die die Ver-
gabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen 
werden können:  
Elektronische Bereitstellung auf dem Vergabemarkt-
platz Metropole Ruhr (Zu den unter 
http://www.vergabe.metropoleruhr.de/VMPSatellite/ 
genannten Nutzungsbedingungen können die Verga-
beunterlagen kostenlos angefordert und heruntergela-
den und Nachrichten der Vergabestelle eingesehen 
werden.) 

j) Angebotsfrist:  19.07.2024, 12.00 Uhr  
Bindefrist:   04.09.2024 

k) Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen:  
keine. 

l) Wesentliche Zahlungsbedingungen oder Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:  
siehe Vergabeunterlagen; VOL/B 

m) Mit dem Angebot oder Teilnahmeantrag vorzule-
gende Unterlagen, die für die Beurteilung der Eig-
nung des Bewerbers oder Bieters verlangt werden:  

Nach gesonderter Aufforderung durch die Vergabe-
stelle sind vom Bieter Angaben zu machen und Er-
klärungen abzugeben. Die Aufforderung durch die 
Vergabestelle erfolgt erst nach Angebotsöffnung. Die 
Angaben und Erklärungen können per E-Mail an die 
Vergabestelle gesandt werden: 
a) Eigenerklärungen nach § 33 UVgO 
b) Angaben über die Art und Größe des Unterneh-

mens (Anzahl Mitarbeiter/-innen und Produkt-
portfolio; Firmenprofil/Selbstdarstellung) 

c) Erklärung über den Gesamtumsatz des Unterneh-
mens sowie den Umsatz bezüglich der besonde-
ren Leistungsart, die Gegenstand der Vergabe ist, 
jeweils bezogen auf die letzten drei Geschäfts-
jahre. 

d) Eine Liste der wesentlichen, in den letzten drei 
Jahren erbrachten Leistungen mit Angabe des 
Rechnungswertes, der Leistungszeit sowie der 
öffentlichen oder privaten Auftraggeber. 

e) Erklärung über die Eintragung in das Berufsre-
gister, z. B. Handwerkskammer, Industrie- und 
Handelskammer am Sitz des Unternehmens. 

Eine Marktteilnahme von weniger als 3 Jahren ist zu-
lässig, wenn die Eignung in vergleichbarer Weise 
nachgewiesen werden kann. 
Die Vergabestelle behält sich vor, die abgegebenen 
Angaben und Erklärungen zu überprüfen. Hierzu ver-
langt sie vom Bieter die Vorlage entsprechender Be-
scheinigungen (z. B. von Handwerkskammer, Indus-
trie- und Handels-kammer, Finanzamt, Kranken-
kasse). Kopien der verlangten Bescheinigungen sind 
zugelassen. Dieses gilt auch, wenn das Original den 
Vermerk "Nur im Original oder als beglaubigte Ko-
pie" trägt. 
Präqualifizierte Unternehmen können anstelle der 
verlangten Unterlagen und Angaben den Namen und 
das Ordnungsmerkmal angeben, unter der sie bei ei-
ner Präqualifizierungsstelle eingetragen sind. 
Zusätzliche Angaben: 
Der Auftraggeber ist an die Bestimmungen des Rund-
erlasses des Innenministeriums Nordrhein-Westfalen 
„Verhütung und Bekämpfung von Korruption in der 
öffentlichen Verwaltung“ vom 26.04.2005 – IR 
12.2.2006-Nr. 3.1 und 3.3 gebunden. 
Der Auftraggeber wird bei Aufträgen ab einer Auf-
tragssumme von 30.000,00 € für den Bieter, der den 
Zuschlag erhalten soll, den Nachunternehmer und 
den Verleiher von Arbeitskräften einen Auszug aus 
dem Gewerbezentralregister beim Bundesamt für 
Justiz anfordern. 
Subunternehmer: 
Bei der Beauftragung von Subunternehmen oder der 
sonstigen Einschaltung Dritter können sich die Bieter 
zum Nachweis Ihrer Leistungsfähigkeit und Fach-
kunde auch dieser Unternehmen bedienen. Bei Ange-
botsabgabe in Verbindung mit einem Subunterneh-

file://dmsys.de/data/bundesanzeiger/bafile1/ba/Fachverlag/Teams/Vergabe/Menssen/VHB%20NRW/VHB%20NRW%202016/Ressortabstimmung_final/Externe%20Vordrucke/www.evergabe.nrw.de
file://dmsys.de/data/bundesanzeiger/bafile1/ba/Fachverlag/Teams/Vergabe/Menssen/VHB%20NRW/VHB%20NRW%202016/Ressortabstimmung_final/Externe%20Vordrucke/www.evergabe.nrw.de
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mer ist eine Verpflichtungserklärung über das Bereit-
stellen entsprechender Mittel zur Auftragserfüllung 
einzureichen. Darüber hinaus ist von den Bietern an-
zugeben, in welcher Höhe sie beabsichtigen, Leistun-
gen an Subunternehmen zu vergeben. 
Bietergemeinschaften: 
Die Anforderungen an Bietergemeinschaften sind 
den Vergabeunterlagen zu entnehmen  

n) Höhe der Kosten für Vervielfältigungen der Ver-
gabeunterlagen bei Öffentlichen Ausschreibun-
gen:  
Der Download der Vergabeunterlagen ist kostenlos 

o) Angabe der Zuschlagskriterien:  
niedrigster Preis 
 

Stadt Dortmund 
Der Oberbürgermeister 
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